
der Mehrheit der Bevölkerung entspricht. Nach den 
Grundsätzen der sozialistischen Moral ist für die Auf­
lösung einer Ehe einzig ihre objektive Sinnlosigkeit 
maßgebend, ohne daß es darauf ankommt, welcher der 
Ehepartner die Schuld an der Zerrüttung der Ehe 
trägt. Das ist eine humanistische, wahrhaft moralische 
Lösung echter menschlicher Konflikte.
Die Genugtuung über diesen Fortschritt unseres 
Rechts sollte uns jedoch nicht daran hindern, unvor­
eingenommen und kritisch zu prüfen, ob nicht Ver­
besserungen im einzelnen möglich und notwendig 
sind. Bei dieser Prüfung kann man sich leider nicht 
auf exaktes Material stützen, wenngleich es denkbar 
wäre, mit soziologischen Methoden die Konsequenzen 
des geltenden Scheidungsrechts durch Untersuchungen 
bei vor mehreren Jahren geschiedenen Eheleuten fest­
zustellen.
Wenn ich in meiner Erinnerung nach Fällen suche, de­
ren befriedigende Lösung durch das geltende Schei­
dungsrecht nicht möglich war, so finde ich keinen Fall, 
der mich wünschen ließe, daß die Schuld an der Zer­
rüttung einer Ehe in irgendeiner Form wieder auf die 
Möglichkeit ihrer Scheidung Einfluß haben sollte. Da­
gegen scheint mir — wie die folgenden Beispiele be­
weisen sollen — die Regelung der Folgen der Schei­
dung nicht immer gerecht zu sein.
Wenn eine relativ junge Ehe, aus der Kinder hervor­
gegangen sind, die noch minderjährig sind, wegen Un­
treue der Frau geschieden wird, dann regeln sich die 
Folgen der Scheidung zur Zeit so:
— Sorgerecht für die Frau,
— Unterhalt für die Kinder zu Händen der Frau,
— Unterhalt für die Frau selbst, es sei denn, sie ar­

beitet,
— Ehewohnung für die Frau,
— Hausrat zum größeren Teil für die Frau,
— Vermögen, falls in der Ehe vom Mann erworben, 

zur Hälfte für die Frau,
— Kosten der Scheidung trägt der Mann, es sei denn, 

die Frau arbeitet und verdient annähernd so viel 
wie der Mann.
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In ideeller und materieller Hinsicht hat also überwie­
gend derjenige Ehepartner die nachteiligen Folgen der 
Scheidung zu tragen, der die sich für ihn aus der Ehe 
ergebenden Pflichten erfüllt hat, während der andere, 
der diese Pflichten verletzte, praktisch kaum Nachteile 
hinzunehmen hat. Am deutlichsten wird dies, wenn 
man sich vergegenwärtigt, daß der pflichtbewußte Ehe­
partner seine Kinder und seine Wohnung aufgeben und 
eine- meist keineswegs gleichwertige andere Unter­
kunft beziehen muß, während der leichtfertige Ehe­
partner aber im bisherigen Milieu weiterleben und den 
Ehebrecher bei sich aufnehmen kann.
In derartigen Fällen haben mich die geschiedenen 
Männer häufig gefragt, ob sie überhaupt noch Rechte 
hätten.
Wird eine relativ alte Ehe geschieden, weil der Mann 
sich einer anderen Frau zugewandt hat, und sind min­
derjährige Kinder nicht vorhanden, dann werden die 
Folgen der Scheidung in der nachstehenden Art ge­
regelt:
— Sorgerecht entfällt,
— Unterhalt für Kinder entfällt,
— Unterhalt für die Frau, soweit sie erwerbsunfähig 

ist und keinen Rentenanspruch hat,
— Ehewohnung meist für die Frau (jedoch nicht unbe­

dingt),
— Hausrat zur Hälfte für die Frau,

— Vermögen, falls in der Ehe vom Mann erworben, 
zur Hälfte für die Frau,

— Kosten der Scheidung trägt meist der Mann.
In diesen Fällen hat nicht selten die Frau während der 
Ehe auf Wunsch des Mannes nicht gearbeitet. Sie muß 
sich nun, wenn sie arbeitsfähig ist, erst eine Arbeit 
suchen. Das Ergebnis ist, daß der Lebensstandard der 
pflichtbewußten Frau nach der Scheidung erheblich 
sinkt, der des pflichtwidrig handelnden Mannes da­
gegen unverändert bleibt oder nach der Eheschlie­
ßung mit der anderen, berufstätigen Frau gegenüber 
früher sogar noch steigt.
In derartigen Fällen haben mich die geschiedenen 
Frauen häufig gefragt, ob sie überhaupt noch Rechte 
hätten.
Wenn die Regelung der Folgen der Scheidung in die­
sen beiden Typen von Ehescheidungen nicht gerecht 
erscheint, so liegt dies zweifellos daran, daß sie ohne 
Rücksicht auf das moralische Verhalten der Eheleute, 
auf ihre Einstellung zu den mit der Ehe übernomme­
nen Pflichten erfolgt. Derartige Ungerechtigkeiten 
können nur verhindert werden, wenn bei der Rege­
lung der Folgen der Scheidung die Einstellung der 
Eheleute zu ihren Pflichten unter bestimmten Voraus­
setzungen berücksichtigt wird. Diese Voraussetzungen 
werden auf den einzelnen, im Zusammenhang mit der 
Scheidung zu regelnden Gebieten unterschiedlich sein 
müssen. Es sollte jedoch auf jedem Gebiet — mit Aus­
nahme des Unterhalts für die Kinder — möglich sein, 
pflichtbewußtes und pflichtwidriges Verhalten der Ehe­
partner entsprechend zu werten.
Grundvoraussetzung für die Berücksichtigung der Ein­
stellung der Eheleute zu ihren Pflichten als Faktor bei 
der Regelung der Folgen der Scheidung müßte es sein, 
daß zwischen dem Verhalten des einen Ehegatten und 
dem des anderen eine erhebliche moralisch-rechtliche 
Diskrepanz besteht. Haben beide sich einwandfrei ver­
halten, so bedarf diese Tatsache in dem Zusammen­
hang genausowenig der Berücksichtigung, wie wenn 
beide eine laxe oder sich nur wenig unterscheidende 
Einstellung gezeigt haben. Je stärker sich jedoch das 
Verhalten eines Ehepartners moralisch und rechtlich 
von dem des anderen unterscheidet, desto mehr sind 
wir gezwungen, diesen Umstand zu berücksichtigen, 
wenn die Entscheidung nicht im Gegensatz zum Rechts­
bewußtsein unserer Bürger stehen, sondern mit dazu 
beitragen soll, dieses Rechtsbewußtsein zu fördern.
Die erhebliche rechtliche und moralische Diskrepanz 
im Verhalten der Eheleute muß weiterhin so geartet 
sein, daß das negative Verhalten des einen Ehepart­
ners die Ursache für die Zerrüttung der Ehe gewesen 
ist. Wollte man das Verhalten der Eheleute schlecht­
hin würdigen, also ohne seine Auswirkungen auf den 
Bestand der Ehe zu beachten, so käme dies einer Zen­
sur der Lebensführung gleich, für die im Eheverfahren 
kein Raum ist.
Wer durch besonders schwere Pflichtverstöße die Zer­
rüttung der Ehe allein verursacht hat, trägt die Schuld 
an der Scheidung. Ein Pflichtverstoß ist besonders 
schwer, wenn er, gemessen am Verhalten des anderen 
Ehegatten und unter Berücksichtigung des gesamten 
Verlaufs der Ehe, Ausdruck einer hartnäckigen Miß­
achtung der sozialistischen Moralauffassungen ist. 
Diese Voraussetzungen werden nur selten erfüllt sein. 
So würde z. B. der Ehebruch ohne das Hinzulreten 
weiterer Umstände nicht als ein solcher besonders 
schwerer Pflichtverstoß angesehen werden können.
Wer unter diesen Voraussetzungen Schuld an der 
Scheidung trägt, soll niemals weniger mit den Folgen 
der Scheidung belastet werden als der Nichtschuldige; 
er kann gleich oder stärker belastet werden.
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